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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

17.12.1979 

Geschäftszahl 

0863/78 

Rechtssatz 

Ein Weisungsrecht des Bürgermeisters gegenüber Mitgliedern des Gemeindevorstandes besteht lediglich 
hinsichtlich der an diese durch in ÜBERTRAGENEN Geschäfte, nicht aber für solche, die einzelnen Mitgliedern 
von Gesetzes wegen zustehen (so die Vertretung des Bürgermeisters, wenn auch dessen Stellvertreter verhindert 
oder befangen ist). 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

0884/78 

0883/78 


